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Die Schweiz im Jahre 1931-

Das Jahr 1931 war für die Eidgenossenschaft inner¬
politisch ein recht bewegtes. Nicht weniger als viermal

mußten die stimmberechtigten Schweizerbürger an die

Urnen; drei Verfassungsvorlagen und zwei Gesetze
unterstanden dem Urteil des Souveräns, der zudem noch den
Rat der Nation auf eine neue Amtsdauer zu bestellen hatte.
Der erste Entscheid betraf den Verfassungsartikel über die

Ausdehnung des Ordensverbotes, der am 8.Februar,
bei allerdings nur schwacher Stimmbeteiligung, mit großer
Volksmehrheit und 17 gegen 5 Standesstimmen angenommen
wurde. Die Opposition siegte, wie vorauszusehen war, in
den welschen Kantonen, während die deutschschweizerischen
Stände durchwegs, zum Teil erdrückende Mehrheiten, für
die Verfassungsrevision aufwiesen.

Der 15. März brachte eine Doppelabstimmung über
partielle Verfassungsrevisionen, von denen die eine die
Verlängerung der Amtsdauer des Nationalrates, die
andere die Erhöhung der Wahlzahl von 20 000 auf 22 000
und damit die Reduktion der Mitgliederzahl des
Nationalrates von 198 auf 187 brachte. Beide Vorlagen
wurden von den Sozialdemokraten bekämpft, von den
Katholisch-Konservativen und der Bauernpartei befürwortet,
während die Meinungen in der Freisinnig-demokratischen
Partei namentlich in bezug auf die Verkleinerung des
Nationalrates keine einheitliche war. Das kam nicht zuletzt
daher, weil leicht auszurechnen war, daß der Freisinn der
Hauptleidtragende der Reduktion sein würde. Indessen
traten die politischen Erwägungen zugunsten der angeblich
populären Rationalisierungstendenz stark zurück. Das
Resultat der Abstimmung zeigte aber, daß im Volke kein so
elementares Bedürfnis nach diesen Reformen vorhanden
war, wie vielfach angenommen wurde; die Abstimmung
ergab nur einen Übersdiuß von ca. 40 000 Ja für beide
Vorlagen. Das Verhältnis der Standesstimmen war bei der
Verlängerung der Amtsdauer 16 Ja gegen 6 Nein; 131/a

Stände sprachen sich für, 8V2 gegen die Reduktion des
Nationalrates aus. Vom Kanton St. Gallen wurden beide
Verfassungsrevisionen angenommen.

Die Auswirkung der Reduktion zeigte sich bei den
Nationalratswahlen vom 25. Oktober in der Weise, daß die
Freisinnigen 6 Sitze, die Katholisch-Konservativen 2, die
Sozialdemokraten, die Bauern und die Sozialpolitische
Gruppe je 1 Mandat einbüßten. Die künftige Stärke der
Fraktionen ist folgende: Radikale Gruppe 52, Sozialdemokratische

Fraktion 49, Katholisch-konservative Fraktion 44,
Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei 30, Liberal-konservative

6 ; dazu kommen noch 2 Sozialpolitiker, 2 Kommunisten,

I oppositioneller Kommunist unci 1 Vertreter der
Evangelischen Volkspartei. Die Wahlen standen im Zeichen
eines überaus heftigen Angriffes der Sozialdemokraten
gegen das Bürgertum, im besonderen gegen die Freisinnig-
demokratisdre Partei, die nadi den Plänen der Linken aus
ihrer Stellung als stärkste Parlamentsgruppe verdrängt
werden sollte; eine mit ungewohnten Reklamemitteln
betriebene Agitation und die hemmungslose parteipolitische
Ausnützung der Krise verrieten die Absicht der
Sozialdemokraten, den bürgerlichen Parteien eine katastrophale
Niederlage zu bereiten unci mit einem Schlage die Führung
der Landespolitik an sich zu reißen. Der Ansturm
zerschellte jedoch an der Widerstandskraft des Bürgertums,

dem es gelang, beträchtliche Reserven zu mobilisieren und
im allgemeinen seine Positionen zu halten; statt des
erhofften Gewinnes von 8-10 Sitzen büßte die Sozialdemokratische

Partei sogar netto ein Mandat ein, womit sie audi
ihrerseits einen Tribut an die Reduktion entrichten mußte.
Sie tröstete sich mit der Feststellung, daß sie relativ die
größte Stimmenzahl auf sich vereinigt habe; aber dieses
Ziel hätte sie ohne Zweifel mit bedeutend weniger Aufwand
von Propaganda erreichen können. So bleibt als Fazit der
Wahlen, die wochenlang das Schweizervolk in Spannung
und Aufregung versetzt haben, die Bestätigung der großen
bürgerlichen Mehrheit des Nationalrates.

Von der nationalrätlichen Deputation des Kantons

St. Gallen, die um zwei Mandate verkleinert wurde,
waren der Freisinnige Dr. Brügger, der Konservative Biroll
und der Sozialdemokrat V. Keel freiwillig zurückgetreten ;

die übrigen bisherigen Abgeordneten wurden bei der Er-
neuerungswahi bestätigt, und neu kam der Sozialdemokrat
Hanlegger hinzu. Schon im Frühling hatte Ständerat Geel
nach vieljähriger, hervorragender Tätigkeit in der
Bundesversammlung aus Altersrücksichten demissioniert ; als dessen

Nachfolger wählte der Große Rat auf Vorschlag der
freisinnig-demokratischen Fraktion in der Maisession Kantonsrat

Löpfe-Benz von Rorschach.

Die wichtigste innerpolitifche Sachfrage des Berichtsjahres
war das große Sozialwerk der Alters- und Hinter-
lassenenversicherung. Nachdem im Januar eine
Konferenz der Spitzenverbände der Wirtschaft und das eiclg.
Personal die Zustimmung zu dem Gesetzesentwurfe gegeben
hatten, konnte die Beratung im Ständerat zum Abschluß
gebracht werden. Das geschah nicht ohne Zwischenfälle,
die sogar in das Kollegium des Bundesrates hineinspielten.
In der Junisession konnte che Schlußabstimmung
vorgenommen werden; der Nationalrat nahm das Gesetz mit 163

gegen 14, der Ständerat mit 30 gegen 5 Stimmen an. Die
besonders aus ultra-föderalistisd 1 e11, reaktionären Kreisen
der Westschweiz sich rekrutierende Gegnerschaft organisierte

eine Referendumsaktion, verbunden mit einer
„Almosen"-Initiative, welche die grundsätzliche Abneigung der
Opponenten gegen eine Versicherung maskieren sollte.
Dieses rechts - bürgerliche Referendum kam zustande,
während einem analogen Vorstoß von kommunistischer
Seite der Erfolg versagt blieb. Dagegen war es den
Kommunisten gelungen, im Frühjahr die notwendige Zahl von
Unterschriften für das Referendum gegen das von den Räten
schon imDezember 1930mitgroßerMehrheitangenommene
Bundesgesetz über die Besteuerung des Tabaks zu
sammeln. Da diese Vorlage im engsten Zusammenhang
mit dem Versicherungsgesetz steht, hat der Bundesrat die
beiden Abstimmungen auf den gleichen Tag, genau 6 Jahre
nach dem Entscheid über den die Versicherung betreffenden
Verfassungsartikel, angesetzt. Die Kampagne zugunsten
der Alters- und Hinterlassenenversicherung, die in der
Stadt St. Gallen schon am 30. August durch einen Volkstag
mit einem Referat von Bundesrat Schultheß eröffnet wurde,
ist im Zeitpunkt der Abfassung dieser Chronik noch in
vollem Gange; möge das Schweizervolk am St. Nikolaustage
erneut das Zeugnis seiner politischen Reife ablegen

Das Versicherungsgesetz wird vom Bundesrat erst in
Kraft gesetzt werden, wenn das Tabaksteuergesetz und das

Alkoholgesetz in Rechtskraft erwachsen und so dienötigen
Mittel für die Deckung der Ausgaben des Bundes gesichert
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Die 5>(iiw( iz à Iâre lYZI.
LWi.as labr 1931 var für dis fidgenossensckab inner-

politiscb ein reckt bewegtes. lKickt veniger als vier-
mal mnlZten die stimmberecktigten 8ckveizerbürger an clie

Urnen; drei Verfassungsvorlagen und ?vei (lesetze unter-
standen dem Urteil des Souveräns, der zudc m nc»ck den
Hat derivation auleine neue Vmtsdauer zu besteilen liatte.
Der erste Rntsckeid betraf den Verfassungsartikel über die

/(usdebnung des Ordensverbotes, der am 8.Februar,
liei allerdings nur sckvacker 8lii»inl>eteiligu»g, mit grober
Volksmebrbeit und 17 gegen 5 ktandesstimmen angenommen
vurde. Die Opposition siegte, vie vorauszuseben var, in
den velscken Kantonen, väbrend die deutscksckveizeriscken
8tände durckvegs, zttni l ed erdrückende VIebrbeiten, lür
die Verlassungsrevision aulviesen.

Der 15. Wärz krackte eine Doppelabstimmung über par-
tielle Verkassungsrevisionen, von denen die eine dis Ver-
längerung der ^mtsdauer des IVationalrates, die
andere die I > liölning der Wablzabl von 20 Odd auf 221)09
und damit die Reduktion der Viitgliederzabl des
blationalrates von 198 aul 187 krackte. beide Vorlagen
vurden von den 8ozialdem«krate» bekämpll. von den
Katbolisck-Konservativen und derRauernpartei befürwortet,
väbrend die Meinungen in der freisinnig-demokratiscksn
Kartei namentlick in bezug auf die Verkleinerung des Va-
tionalrates keine einkeitlicke var. Das kam nickt zuletzt
daker, veil leickt auszurecknen var, dab der freisinn der
Hauptleidtragende der Reduktion sein würde. Indessen
traten die politiscken frvägungen Zugunsten der angeklick
populären Rationalisierungstendenz stark Zurück. Das ke-
suItat der (bslimmung zeigte aker, clab im Volke kein so
elementares Redürinis nack diesen Reformen vorkanden
var, vie viellack angenommen vurde; die Abstimmung
ergak nur einen (lbersckub von ca. 40 000 da für keide Vor-
lagen. Das Verkäitnis der 8tandssstimmen var kei der
Verlängerung der ámtsdauer 16 da gegen 6 Klein; 13V^
8tände spracken sick für, 8^/s gegen die Reduktion des
Kationalrates aus. Vom Ranton 8t. (lallen vurden keide
Verfassungsrevisionen angenommen.

Die Auswirkung der Reduktion zeigte sick kei den Vati v-
nalratsvaklen vom 25. Oktober in der Weise, dab die
freisinnigen 6 8itze, die Katbolisck-Konservativen 2, die
8ozialdemokraten, die kauern und die 8ozialpolitiscke
Ornppe je 1 VIandat einbübten. Die künftige 8tärke der
fraktionen ist folgende: Radikale (K uppe 52, 8ozialdemo-
kratiscke fraktion 49, Katbolisck-Konservative fraktion 44,
kauern-, Oeverke- und Rürgerpartei 30, biberal-konser-
vative 6 ; dazu kommen nock 2 8ozialpolitiker, 2 Kommu-
nisten, 1 oppositioneller Kommunist und 1 Vertreter der
Rvangeliscken Volkspartei. Die Walde» standen im Zeicke»
eines überaus keltigen Angriffes der 8ozialdemokraten
gegen das kürgertum, im besonderen gegen die freisinnig-
demokratiscke Kartei, die nack den Klauen der finksn ans
ikrer 8tellung als stärkste Rarlamentsgruppe verdrängt
verden sollte; eine mit ungevoknten Reklamemitteln ke-
trieben« Agitation und die kemmungslose parteipolitiscks
^Vusnützung der Krise verrieten die ^Vksickt der 8ozial-
demokraten, den kürgerlicken Karteien eine katastropkale
Niederlage zu bereiten und mit einem 8cklags die fükrung
der fandespolitik an sick zu reiben. Der Ansturm zer-
sckellte jedock an der Widerstandskraft des kürgertums.

dem es gelang, keträcktlicke Reserven zu mobilisieren und
im allgemeinen seine Positionen zu kalten; statt des er-
Kolben Oevinnes von 8-10 Kitzen bübte die kozialdemo-
kratiscke Partei sogar netto ein Vlandat ein, vomit sie auck
ibrerseits einen I ribut an die Reduktion entrickten mubte.
8ie tröstete sick mit der feststeliung, dab sie relativ die
grüble ktiiumenzalil auf sick vereinigt babe; aber dieses
Zi« I bätte sie obne Zweifel mit bedeutend veniger àfvand
von Propaganda srreicken können. 8o bleibt als fazit der
Wablen, die vockenlang das kckveizervolk in 8pannung
und Aufregung versetzt baben, die Restätigung der groben
kürgerlicken VIebrbcit des Vationalrates.

Von der nationalrätlicksn Deputation des Kan-
tons 8t. (lallen, die um zvei Vlandate verkleinert vurde,
varen der freisinnige Dr. krügger, der Konservative kiroll
und der kozialdemokrat V. Keel freivillig zurückgetreten;
die übrigen bisberigen Abgeordneten vurden bei der Kr-
neuerungsvabl bestätigt, und neu kam der 8ozialdemokrat
blardegger binzu. 8ckon im frübling batte ktänderat (leei
nack vieljäbriger, bervorragender Tätigkeit in der Rundes-
Versammlung aus Vltersrücksicklc» demissioniert; als dessen

Vackfolger väblts der (lrobe Rat auf Vorscklag der frei-
sinnig-demokratiscken fraktion in der Vlaisession Kantons-
rat Röpfe-Renz von Rorsckack.

Die vicktigste innerpolitilcke 8ackfrags des kericktsjabres
var das grobe 8ozialverk der Alters- und flinter-
lasseuenversicberung. Vackdem im .lanuar sine Kon-
lerenz der 8pitzenverbände der Wirtsckalt und das eidg.
Personal die Zustimmung zu dem (lesetzesentvurle gegeben
batten, konnte die Leratung im 8tänderat zum Vtbscklub

gekrackt verden. Das gesckab nickt obne Zvisckenfälle,
die sogar in das Kollegium des Kundesrates bineinspielten.
ln der lunisession konnte die 8cklubabstimmung vorge-
nommen verden; der Vationalrat nabm das Oesetz mit 163

gegen 14, der 8tänderat mit 30 gegen 5 8timmen an. Die
besonders aus ultra- lode ra Iistiscl > en. reaktionären Kreisen
der Westsckveiz sick rekrutierende (legnsrsckaft organi-
sierte eine Referendumsaktion, verbunden mit einer „Kl-
mosen"-bnààs, velcke die grundsätzlicke Abneigung der
Opponenten gegen eins Versickerung maskieren sollte.
Dieses reckts - bürgerlicke Referendum kam zustande,
väbrend einem analogen Vorstob von kommunistiscker
8eits der frlolg versagt blieb. Dagegen var es den Kom-
munisten gelungen, im frübjabr die notvendige Zabl von
flntersckrilten für das Referendum gegen das von den Räten
sckon imDezember 1930 mit grober VIebrbeitangenommene
Kundesgesetz über die Resteuerung des Vabaks zu
sammeln. Da diese Vorlage im engsten Zusammenbang
mit dem Versickerungsgesetz stebt, bat der Rundesrat die
beiden Abstimmungen auf den gleicken Vag, genau 6 .labre
nack dem fntsckeid über den die Versickerung betreffenden
Verlassungsartikel, angesetzt. Die Kampagne zugunsten
der Alters- und flinterlassenenversickerung, die in der
8tadt 8t. (lallen sckon am 30. àgust durck einen Volkstag
mit einem Referat von Rundesrat 8ckultbeb eröffnet vurde,
ist im Zeitpunkt der Abfassung dieser (lbronik nock in
vollem (lange; möge das 8ckveizervolk am 8t. Kikolaustage
erneut das Zeugnis seiner politiscken keife ablegen!

Das Versickerungsgesetz vird vom Lundesrat erst in
Kraft gesetzt verden, venn das Vabaksteuergesetz und das

^IkokolgesetzinRecktskraft ervacksen und so dienötigen
Vlittel für die Deckung der Ausgaben des Rundes gesickert
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sind. Die parlamentarische Beratung der Alkoholvorlage
ist nunmehr ebenfalls in Angriff genommen worden und
dürfte ohne wesentliche Sdxwierigkeiten rasch abgeschlossen
werden können. Als weiteres wichtiges Ereignis im Parlament

darf das ohne Gegenstimme beschlossene Eintreten
des Ständerates auf die Beratung des ei dg. Strafgesetzes
bezeichnet werden; aus den Verhandlungen sei die mit
22 gegen 14 Stimmen beschlossene Ablehnung der Todesstrafe

mit besonderer Genugtuung erwähnt.

Auf außer politise liem Gebiete fühlten die direkten
Verhandlungen mit Frankreich über die Zonenfrage zu
keinem positiven Ergebnis; sie mußten resultatlos
abgebrochen werden. Die Sache ging wieder an den Internationalen

Gerichtshof im Elaag, der nunmehr definitiv zu
entscheiden hat. Im Einverständnis beider Parteien wurden
jedoch die weiteren Prozeßverhandlungen verfihoben. Der
im Anschluß an eine Wiener Reise des deutschen
Reichsaußenministers Curtius vereinbarte deutsch-österreichische

Zoll Unionsvertrag machte audi in
unserem Lande großes Aufsehen und fand nicht durchwegs
Zustimmung; während der Bundesrat keine offiziellen
Schritte unternahm, stieß das Projekt speziell in
verkehrspolitischen Kreisen auf schwere Bedenken. Diese wurden
jedoch gegenstandslos, als ein vom Völkerbundsrat im Haag
eingeholtes Gutachten sich gegen die Zollunion aussprach,
wobei gleichzeitig Deutschland und Oesterreich auf die
Durchführung des Vertrages verzichteten.

Die wichtigen Vorgänge, die sich in der internationalen
Politik abspielten (Hooverplan auf einjährige

Einstellung der Kriegsschuldenzahlungen, Ministerkonfe¬

renz in London, Stillhalte-Arrangement und die mit diesen
Problemen im Zusammenhang stehenden Reisen von
Staatsmännern), wurden auch in unserem Lande mit größter
Aufmerksamkeit verfolgt, nicht zuletzt deshalb, weil die im
Kriege wurzelnden unhaltbaren politischen Verhältnisse
wohl die Hauptursache der verschärften Wirtschaftskrise

bilden. Die grundsätzlich nidxt unbedenkliche, aber
faktisdi notwendige Hilfe des Bundes für die Uhrenindustrie

war ein deutliches Symptom der ernsten Lage unseres
Exportes, der durch den Sturz der englischen Währung

einen neuen schweren Schlag erlitt. Die mitten im
Hochsommer auf dem Wege der Notverordnung eingeführte
deutsche Ausreisesteuer fügte unserer Hôtellerie
beträchtlichen Schaden zu. Anderseits begann die
Inlandsindustrie durch die Ueberschwemmung des Landes mit
fremden Waren ernstlich zu leiden; die noch im Gange
befindlichen s c h w e i z e r i s c h - d e u t s c h e n Wi r t s c h a f t s-

verhandlungen verfolgen den Zweck, diesen Uebelstand

zu beseitigen.
Durch Beschluß des Völkerbundsrates ist Genf unci damit

unserem Lande die doppelte Ehre zugefallen, Sitz der
internationalen Agrar-Kreditbank zu werden und
die im Februar kommenden Jahres beginnende
Weltabrüstungskonferenz zu beherbergen.

Auf wissenschaftlichem Gebiet hat der kühne unci
erfolgreiche Stratosphärenflug unseres Landsmannes
Prof. Pic card die Welt in Bewundeiung versetzt, und am
internationalen Schützenmatsch in Lemberg hat die
Schweizer Mannschaft wiederum einen glänzenden Sieg
ei'rungen. E. Flükiger.

SIGRIST-MERZ & CO
BUREAU UND WERKPLATZ WASSERGASSE 40 — 44 TE LE P H ON-N U M M E R 355

Übernahme und Ausführung von Hoch- und Tiefbauten

jeder Art ® Industrie - Bauten in Eisenbeton • Brücken

Häuserrenovationen « Umbauten • Blitzgerüste •

Kanalisationen • Asphaltarbeiten für Strassen und Terrassen
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sind. Die parlamentariscke beratung der /blbobolvorlage
ist nuninebr ebenfalls in Angriff genommen worden und
dürfte obnewesentlicke8ckwierigbeiten rasck abgescklossen
werden sännen. ,V!s weiteres wickiiges Dreignis iin ?arla-
ment darf das obne Degenstimme bescklossens Eintreten
des 8tänderates auk die beratung des ei d g. 8trafgeset!?es
l>e/ei>l>net werden; nus den Verbandlungen sei clie mit
22 gegen l-l 8timmeu besckîossene/ìblebnnng der bodes-
strafe mit besonderer Denugtuung erwäbnt.

àrk auberpolitis cbem Gebiete külirten die direkten
Verbandlungen mit branbreick über die ^onsnfrage
beinem positiven Ergebnis; sie mubten resultatlos abge-
brocken werden. Die 8ncke ging wieder nn den Internntio-
nnlen Dericktsbok im Daag, der nunmebr deünitiv /u ent-
scksiden bnt. Im Dinverständnis beider bartsien wurden
jedock die weiteren pro^ellverbandlungen verbckoben. Der
im /Vnscklub nn eine V/iener beise des deutscken Ibeicks-

aubenministers (urtins vereinbnrte d e u t s e b - ö s t e r-
r ei c bisc be ^oll Unionsvertrag mnckte nnck in un-
serein bande grobes /bufseben und fand nickt durckwegs
Zustimmung; wäbrend der bundesrat beine otb/ildlen
8ckritte unternabm, stieb dns Projekt speciell in verkebrs-
politiscken Kreisen auf sckwere bedenken. Diese wurden
jedock gegenstandslos, als ein vom Völkerbundsrat im Dang
eingeboltes Dutackten sick gegen die Zollunion nussprnck,
wobei gleick?leitig Deutscklnnd und Desterreick auk die
Durcklübrung des Vertrages ver^ickteten.

Die wicktigen Vorgänge, die sick in der internationalen
Politik abspielten (!looverplan auk einjäbrige

Einstellung der lkriegssckulden^abiungen, Ninisterkanke-

ren? in bondon, 8tillbalte-/Arrangement und die mit diesen
Problemen im Xusammenbang stebenden lbeisen von 8tnats-
mnnnern), wurden nuck in unserem bande mit gröbter Vil-
merksainkeit verfolgt, nickt /uîì't/l desbalb, veil die im
Ixriege wurzelnden unbaltbnren poliliscken Verliältnisse
void die Dauptursacke der verscbärlten >Virtsc balts-
brise bilden. Die grundsätckck nickt unbedenlckcke, aber
faktisck notwendige I lille des bundes kür die blbrenindu-
strie war ein cleutlickes 8^mptom der ernsten bnge unseres
Exportes, der durck den 81 u r/ der engliseben >Väb-

rung einen neuen sckweren 8cklag erlitt. Die mitten im
Docksommer nukdem^Vegs der Notverordnung eingekübrte
deutscbe /kusreisesteuer fügte unserer Dotellerie
beträcktlicken 8cknden î?u. Anderseits begann die Inlands-
industrie durck die Debsrsckwemmung des bandes mit
fremden Vckren ernstlick ?u leiden; die nock im Dange
bebndliccken s c b w e i e ri s e b - d e u t s c b e n >Vi r t s e b a kt s-

verbnndlungen verfolgen den ^weck, diesen blebelstnnd
î?u beseitigen.

Durck bsscklub des Völkerbnnclsrates ist (denk und da-
mit unserem bande die doppelte bbre Zugefallen, 8lt/ der
internationalen /kgrar-Ikreditbank S!u werden und
die im bebruar kommenden .lairres beginnende ^Velt-
abrüstungskonferen^ ^u bebsrbergsn.

/^uf wissensckastlickem Debiet bat der kübne und er-
folgreickis 8tratospbärenllug unseres bandsmannes
l'roi. pic card die >Velt in bswunderung versetzt, und am
internationalen 8cbüt?enmatscb in bemberg bat die
8<bwei/er Vlannscbaft wiederuin einen glänzenden 8ieg
errungen. tb

ZISK157 s. co
öbikb/fb! blblv 40 —44 l.b b b! Obi-b! b! lVj ^ ^ k ZZS

llbsîmàmS unci âbisfûêibbin^ vosi unci liEfbäuten

jecleb ârt « wciusibiE - Sauwn in ^issnbàn » Vbücksn

^àUSEbbSkioVÂtiONSN « UmbAbltSN s Zjjt^ASbÜStS « KSblLlli-

SÄtionEN « ^ZpiiAitAbbsitsn füb LtbÄSSSli biblci l'Sbi'ÄSsebi
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TRÄUMEREI
Farbendruck nach dem Gemälde von Ch. A. Egli, St. Gallen

(Leihgabe Aug. Müllers an die städtische Mnseumsgesellschaft)

Buoiidruokerei Zollikofer & Cie., St. Gallen

osà âera von C,t>. Lgli, 8t. <?sllen

(liêZ^bs Miillsrs a» âis sàcttisods àssui»sgkssllsàê>

L^àârnvksrs! üollikoksr Lis., 8t. Llslis»
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